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Risiken erkennen und mindern
Auch Auftraggeber von Transport- und Logistikdienstleistungen müssen diverse Pflichten erfüllen

Bei der Erbringung von Logistik- und Transportdienstleistungen müssen 

Dienstleister eine Vielzahl von Regelungen und Rahmenbedingungen 

einhalten, über bestimmte Erlaubnisse und Lizenzen verfügen und di-

verse sonstige Anforderungen erfüllen. Hierüber liegt auf Dienstleisterseite ein 

mehr oder weniger fundiertes Grundwissen vor. Erfahrungen aus der anwaltlichen 

Beratungspraxis zeigen allerdings, dass bei Auftraggebern logistischer Leistungen 

oft nur punktuelle Kenntnis darüber besteht, dass und in welchem Umfang bei 

ihnen auch eigene Aufsichts-, Kontroll- und Handlungspflichten bestehen und 

welche Risiken sich hieraus für die sie ergeben.

Die wesentlichen Anforderungen 
an die Auftraggeber, sich daraus 
ergebende Risiken und Lösungs-
ansätze zur Risikominderung wer-
den im Folgenden dargestellt. Dabei 
kann der Auftraggeber im Sinne der 
Darstellung sowohl der Hauptauf-
traggeber als auch ein Dienstleister 
sein, der seinerseits für die Leis-
tungserbringung Subunternehmer 
beauftragt.

Verantwortlichkeit nach  
dem Güterkraftverkehrsgesetz

Nach Güterkraftverkehrsgesetz 
(GüKG) darf der Auftraggeber von 
Verkehrsunternehmen Leistungen 
aus einem Fracht- oder Speditions-
vertrag nicht ausführen lassen, wenn 
er weiß oder fahrlässig nicht weiß, 
dass der Dienstleister entweder 
nicht über die erforderlichen Ge-
nehmigungen verfügt oder Personal 
unter Verstoß gegen gesetzliche Vor-
schriften einsetzt. Eine Verletzung 
der Aufsichtspflichten ist laut Gesetz 
bußgeldbewehrt. Fehlt die Erlaubnis, 
kann das Bußgeld bis zu 20.000 EUR 
betragen, bei illegaler Beschäftigung 
bis zu 200.000 EUR.

Zur Risikovermeidung empfiehlt 
sich, die entsprechenden Pflichten 
des beauftragten Frachtführers/
Spediteurs in geeigneter Form ver-
traglich zu verankern und auch die 
Einhaltung dieser Pflichten in ge-
eigneter Form und in regelmäßigen 
Abständen zu überprüfen.

Risiko der Haftung  
nach dem Mindestlohngesetz

Der Auftraggeber von Logistik- und 
Transportleistungen haftet nach 
dem Mindestlohngesetz (MiLoG) 
und dem Arbeitnehmer-Entsende-
gesetzes (AentG) wie ein Bürge für 

die Zahlung des Mindestlohns an 
die Arbeitnehmer eines beauftrag-
ten Dienstleisters (ggf. auch im Ver-
hältnis zu dem von ihm beauftragten 
Sub- und Subsubunternehmer). Es 
handelt sich um eine verschuldens-
unabhängige Garantiehaftung, die 
auch dann greift, wenn die Nicht-
zahlung des Mindestlohns für den 
Auftraggeber weder erkennbar noch 
vermeidbar war.

Das daraus resultierende Risiko 
kann durch geeignete vertragliche 
Zusicherungen, dass die vom Arbeit-
geber eingesetzten Arbeitnehmer 
den Mindestlohn erhalten, und durch 
vertragliche Freistellungsklauseln in 
den Verträgen mit den Subunterneh-
mern reduziert werden.

Mitverantwortung für Ladungssicherung

Nach der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) muss die Ladung einschließ-
lich der Ladungssicherungsmittel 
und der Ladehilfsmittel so verstaut 
und gesichert sein, dass sie auch bei 
Vollbremsungen oder Ausweichma-
növern nicht verrutschen oder ver-
meidbaren Lärm erzeugen kann. 

Wer konkret für die beförderungs- 
und betriebssichere Beladung zu-
ständig ist, ergibt sich entweder aus 
gesetzlichen Standardregelungen 
(§ 412 Handelsgesetzbuch (HGB)) 
oder aus individuellen vertraglichen 
Vereinbarungen.

Selbst wenn in Transport- bzw. Lo-
gistikverträgen teilweise die Pflicht 
zur Ladungssicherung vollständig 
auf den Dienstleister delegiert wird, 
muss der Auftraggeber stichproben-
artig die Erfüllung der übertragenen 
Pflichten kontrollieren und bei Män-
geln entsprechend eingreifen. Bei 
Missachtung seiner Pflichten droht 
dem Auftraggeber eine Geldbuße 
zwischen 10 EUR und 240 EUR.

Mitverantwortung für die  
Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten

Die Hauptverantwortung für die 
Einhaltung der Sozialvorschriften 
im Straßenverkehr liegt bei dem 
Verkehrsunternehmen, das das 
Fahrpersonal beschäftigt (geregelt 
in der Verordnung (EG) 561/2006 
zur Harmonisierung bestimmter So-
zialvorschriften im Straßenverkehr 
und in der Fahrpersonalverordnung 
(FPersV)). Letztere begründet aber 
eine bußgeldbewehrte Mitverant-
wortung der übrigen an der Beförde-

rung Beteiligten für die Einhaltung 
der Sozialvorschriften. Diese sind 
u.a. verpflichtet, Kontrollen durch-
zuführen.

Es ist zwar nicht Aufgabe des Auf-
traggebers, die Nachweise der Lenk- 
und Ruhezeiten bei den beauftragten 
Dienstleistern zu kontrollieren, die 
Dispositionen für einzelne Fahrten 
zu überprüfen oder gar vorzuschrei-
ben. Der Auftraggeber hat sich aber 
in angemessenen Zeitabständen zu 
vergewissern, dass das beauftragte 
Verkehrsunternehmen nach perso-

neller und sachlicher Ausstattung 
und betrieblicher Organisation in 
der Lage ist, den Transportauftrag 
unter Beachtung der Sozialvorschrif-
ten durchzuführen.

Auftraggeber sollten in die Verträ-
ge Informationspflichten als Neben-

pflichten des Verkehrsunternehmens 
gegenüber dem Vertragspartner 
aufnehmen, stichprobenartig die 
Erfüllung der übertragenen Pflich-
ten kontrollieren und bei Mängeln 
entsprechend eingreifen.

Ordnungswidrig handelt, wer ent-
gegen der FPersV nicht sicherstellt, 
dass ein Verkehrsunternehmen die 
Vorschriften der Verordnung (EG) 
561/2006 einhält (bis zu 30.000 EUR 
Geldbuße).

Verantwortlichkeit des Auftraggebers in 
Bezug auf Gefahrgutvorschriften

Gefahrgutregeln finden sich u.a. in 
der Gefahrgutverordnung Straße, 
Eisenbahn und Binnenschifffahrt 
(GGVSEB). Nach dieser Verordnung 
treffen den Auftraggeber Informati-
onspflichten gegenüber Beförderern 
und Verladern sowie Benachrichti-
gungspflichten gegenüber Behörden. 
Mit Erteilung des Beförderungsauf-
trags ist auf Gefahrgut hinzuweisen, 
Angaben über Mengen, Gefahr-
gut-Klassifizierung und Tempera-
turkontrollen zu machen, Gefahrgut 
zu verpacken, zu kennzeichnen und 
Aufbewahrungspflichten für Trans-
portpapiere einzuhalten. Verstöße 
können als Ordnungswidrigkeit mit 
Bußgeld bis zu 2.000 EUR geahndet 
werden.

Außerdem haften Auftraggeber 
Frachtführern gegenüber gemäß 
§ 414 HGB verschuldensunabhän-
gig und unbeschränkt für Schäden, 
die auf unzureichender Verpackung, 
mangelnder Kennzeichnung des Ge-
fahrguts oder mangelhafter Informa-
tionen beruhen.

Es muss auch die Gefahrgutbe-
auftragtenverordnung (GbV) beach-
tet werden, wonach Unternehmen, 
die Gefahrgut auf Straße, Schiene, 
schiffbaren Binnengewässern und 
Seeschiffen befördern, einen Gefahr-
gutbeauftragten bestellen müssen. 
Auch Auftraggeber können „Betei-
ligte an der Beförderung“ sein, wenn 
sie mit Gefahrgut handeln, es lagern, 
umschlagen oder verpacken.

Pflichten nach dem  
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz

Das Lieferkettensorgfaltspflichten-
gesetz (LkSG) verpflichtet Auftrag-
geber mit mindestens 1.000 Mitar-

beitenden im Inland zur Einrichtung 
eines Risikomanagements, welches 
die Durchführung regelmäßiger Ri-
sikoanalysen, Präventionsmaßnah-
men zur Verhütung von menschen-
rechtlichen und umweltbezogenen 
Sorgfaltspflichten im eigenen und 

im Geschäftsbereich unmittelbarer 
Zulieferer (Auftragnehmer) sowie 
Pflichten zur Einrichtung eines Be-
schwerdeverfahrens, zur Dokumen-
tation und Berichterstattung erfasst. 

Im LkSG ist geregelt, dass das von 
dem Geltungsbereich dieses Geset-
zes direkt betroffene Unternehmen 
angemessene Präventionsmaßnah-
men gegenüber einem unmittelbaren 
Zulieferer verankern muss. Der Auf-
traggeber muss unmittelbare Zulie-
ferer – darunter fallen auch Logistik-
dienstleister – sorgfältig auswählen, 
und sich von diesen die Einhaltung 
der menschenrechts- und umwelt-
bezogenen Erwartungen vertraglich 
zusichern lassen. Er hat Schulungen 
anzubieten und muss vertraglich an-
gemessene Kontrollmechanismen 
vereinbaren, um die Einhaltung der 

Menschenrechtsstrategie bei dem 
unmittelbaren Zulieferer effektiv 
prüfen zu können.

Fazit

Auftraggeber von Logistik- und 
Transportdienstleistungen sind 
in verschiedensten Bereichen mit 
eigenen Pflichten und Anforde-
rungen konfrontiert. Dabei treffen 
den Auftraggeber nicht nur eigene 
Handlungspflichten, sondern auch 
Überwachungspflichten seiner Auf-
tragnehmer (Subunternehmer, Zu-
lieferer). Bei Verstößen drohen em
pfindliche Bußgelder. Ein sorgfältiges 
Auseinandersetzen mit diesen The-
men und die Einholung fachlicher 
Beratung in Zweifelsfällen können 
Ärger und Kosten ersparen.

Katharina de Rességuier, Rechts-
anwältin, und Andreas Fuchs, 
Rechtsanwalt, Arnecke Sibeth 
Dabelstein Rechtsanwälte Steu-
erberater Partnerschaftsgesell-
schaft mbB, Frankfurt am Main

	n k.deresseguier@asd-law.com

	n a.fuchs@asd-law.com

	n www.asd-law.com
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Zur Person
Andreas Fuchs ist – nach einer Tätigkeit 

als Syndikus eines Pharmalogistikers – 

seit 2014 als spezialisierter Rechtsanwalt 

auf dem Gebiet des Transport- und Lo-

gistikrechts für die Rechtsanwaltskanz-

lei Arnecke Sibeth Dabelstein tätig. Mit 

einem besonderen Fokus auf die Phar-

malogistik berät Fuchs sowohl die Auf-

traggeberseite, als auch in- und auslän-

dische Logistikunternehmen. Bera-

tungsschwerpunkte sind vertragliche 

und regulatorische Themen sowie In- 

und Outsourcing-Projekte.

Katharina de Rességuier ist Teil der Pra-

xisgruppe Transport, Luftfahrt und Lo-

gistik bei Arnecke Sibeth Dabelstein. Sie 

ist als Rechtsanwältin in Deutschland 

und Frankreich zugelassen und berät 

Unternehmen in allen Bereichen des 

Transports, der Logistik, der Scha-

densabwicklung sowie bei Rechtsstrei-

tigkeiten und Schiedsverfahren. De Res-

séguier unterrichtet Datenschutzrecht 

an der Universität Paris-Nanterre und ist 

Gastdozentin an der ESAM, School of 

Management, Finance and Law in Paris.

Eine Verletzung der  
Aufsichtspflichten ist laut  
Gesetz bußgeldbewehrt.

Der Auftraggeber muss  
stichprobenartig die Erfüllung der  

übertragenen Pflichten kontrollieren und bei  
Mängeln entsprechend eingreifen.
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